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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 AS 82/05
Datum 29.10.2007

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 AS 8/08
Datum 14.07.2011

3. Instanz

Datum 27.06.2012

Die Klage wird abgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Der 1970 geborene KlÃ¤ger erhÃ¤lt vom Beklagten aufgrund Antragstellung vom
15.09.2004 seit dem 01.01.2005 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes
nach dem SGB II.

Bereits mit Schreiben vom 15.09.2004 Ã¤uÃ�erte der KlÃ¤ger, er halte sich nicht
fÃ¼r erwerbsfÃ¤hig.

Mit weiterem Schreiben vom 20.01.2005, bei dem Beklagten am 21.01.2005
eingegangen, beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung "einer 36monatigen
Ausbildung im BfW Heidelberg zum Dipl. Betriebswirt (FH), beginnend zum WS
`05/`06", die GewÃ¤hrung eines persÃ¶nlichen Budgets zur Deckung des
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Lebensunterhaltes, der Ausbildungskosten, Unterkunft, Reisekosten etc. und "die
Anmeldung in der genannten Bildungseinrichtung zur AbklÃ¤rung der persÃ¶nlichen
Eignung und der Erforderlichkeit eines eventuell notwendigen 6monatigen
Praktikums vor Beginn der Ausbildung". Weiter forderte er Auskunft darÃ¼ber, ob
der Landkreis ab dem 01.01.2005 Rechtsnachfolger des Magistrats der Stadt
Marburg sei. Mit Schreiben vom 31.01.2005 erinnerte der KlÃ¤ger an seinen Antrag
vom 20.01.2005 und forderte den Beklagten auf, ihn unverzÃ¼glich im BfW
Heidelberg anzumelden.

Mit Schreiben vom 01.02.2005 bat der Beklagte die Agentur fÃ¼r Arbeit Marburg
um Auskunft, ob die dem KlÃ¤ger bereits Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
bewilligt habe. Ã�ber dieses Auskunftsersuchen informierte der Beklagte den
KlÃ¤ger mit Schreiben gleichen Datums. Mit Schreiben vom 08.02.2005 erwiderte
die Agentur fÃ¼r Arbeit Marburg, der KlÃ¤ger habe dort am 09.07.2001 einen
Antrag auf FÃ¶rderung der Teilhabe am Arbeitsleben gestellt, der mit Bescheid vom
09.01.2004 wegen fehlender Mitwirkung abgelehnt worden sei. Der Widerspruch
des KlÃ¤gers hiergegen sei mit Bescheid vom 19.07.2004 zurÃ¼ckgewiesen
worden. In der gleichen Sache beim SG Marburg gestellte EilantrÃ¤ge seien
mittlerweile im Rahmen des Beschwerdeverfahrens beim Hessischen LSG
anhÃ¤ngig.

Mit weiterem Schreiben vom 02.03.2005 mahnte der KlÃ¤ger erneut eine
Entscheidung Ã¼ber seinen Antrag vom 20.01.2005 an und verwies auf Â§ 14 SGB
IX. Mit Schreiben vom 03.03.2005 teilte der Beklagte ihm daraufhin mit, die Agentur
fÃ¼r Arbeit sei aufgrund der frÃ¼heren Betreuung weiterhin fÃ¼r ihn zustÃ¤ndig
und bat den KlÃ¤ger, sich an diese zu wenden. Zudem werde man den Antrag des
KlÃ¤gers an die Agentur fÃ¼r Arbeit weiterleiten. Eine solche Weiterleitung erfolgte
dann auch mit Schreiben vom 16.03.2005.

Mit Schreiben vom 14.03.2005 erklÃ¤rte der KlÃ¤ger sinngemÃ¤Ã�, eine
Eingliederung in das Erwerbsleben sei nicht mÃ¶glich, wenn er weder eine
Ausbildung habe abschlieÃ�en kÃ¶nnen noch aufgrund bestehender Behinderungen
sonstige TÃ¤tigkeiten ausÃ¼ben kÃ¶nne. Mit Schreiben gleichen Datums
beschwerte er sich, die Weiterleitung seines Antrages an die Agentur fÃ¼r Arbeit
sei nicht unverzÃ¼glich im Sinne von Â§ 16 Abs. 2 S. 1 SGB I erfolgt. Auch fehle es
an einer hinreichenden BegrÃ¼ndung dafÃ¼r, dass die Agentur fÃ¼r Arbeit
tatsÃ¤chlich jemals fÃ¼r ihn zustÃ¤ndig gewesen sei. Er erhob zugleich
Widerspruch gegen die "Entscheidung vom 03.03.2005", die einer Ablehnung
gleichzustellen sei und forderte den Beklagten auf, die beantragten Leistungen
unverzÃ¼glich als vorlÃ¤ufige Leistungen zu erbringen. Auch habe er bereits 1996
bei der Stadt Marburg als Ã¶rtlichem SozialhilfetrÃ¤ger einen Antrag auf
Eingliederungshilfe zur Teilhabe am Arbeitsleben gestellt, den die Stadt bis heute
nicht an die Agentur fÃ¼r Arbeit weitergeleitet habe.

Mit Schreiben vom 18.03.2005 gab der Beklagte gegenÃ¼ber seinem Fachbereich
Gesundheit eine amtsÃ¤rztliche Stellungnahme zur Frage der ErwerbsfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers in Auftrag.
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Am 17.03.2005 stellte der KlÃ¤ger einen Antrag auf Fortzahlung der Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II.

Mit Schreiben vom 11.04.2005 erhob der KlÃ¤ger zwei WidersprÃ¼che gegen
Bescheide, mit denen von ihm geforderte Leistungen abgelehnt worden waren.
Dieses Schreiben, hinsichtlich dessen Inhaltes auf Bl. 48 und 49 der BehÃ¶rdenakte
verwiesen wird, enthÃ¤lt mehrere Formulierungen, durch die sich Mitarbeiter des
Beklagten beleidigt fÃ¼hlten.

Am 27.04.2005 wurde der KlÃ¤ger amtsÃ¤rztlich untersucht, um eine
ErwerbsfÃ¤higkeit zu klÃ¤ren. Mit Schreiben vom 27.04.2005 berief sich der
KlÃ¤ger darauf, der Beklagte habe ihm nach Â§ 14 Abs. 5 S. 3 SGB IX drei geeignete
Gutachter zur Auswahl zu benennen. Seine Arbeits- und ErwerbsfÃ¤higkeit sei durch
eine sog. Arbeitserprobung in einem BerufsfÃ¶rderungs- oder Berufsbildungswerk
festzustellen. Er erklÃ¤rte weiter, die Agentur fÃ¼r Arbeit lehne es ab, Ã¼ber den
an sie von dem Beklagten weitergeleiteten Antrag gesondert zu entscheiden. Er
forderte den Beklagten erneut auf, ihn fÃ¼r die Ausbildung zum Betriebswirt
unverzÃ¼glich beim BfW Heidelberg anzumelden. Auch dieses Schreiben enthÃ¤lt
Formulierungen, durch die sich Mitarbeiter des Beklagten beleidigt fÃ¼hlten.

Mit Schreiben vom 02.05.2005 erlÃ¤uterte der Beklagte dem KlÃ¤ger sein Vorgehen
und teilte mit, dass intern geprÃ¼ft werde, ob wegen der Ã�uÃ�erungen in den
klÃ¤gerischen Schreiben vom 11.04.2005 und 27.04.2005 die
StrafverfolgungsbehÃ¶rden eingeschaltet wÃ¼rden.

Mit amtsÃ¤rztlichen Gutachten vom 01.06.2005, hinsichtlich dessen genauen
Inhalts auf Bl. 181 bis 182 der Akte des Gesundheitsamtes verwiesen wird, stufte
die AmtsÃ¤rztin D. (FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie) den KlÃ¤ger als
erwerbsfÃ¤hig ein.

Mit Bescheid vom 07.06.2005 bewilligte der Beklagte dem KlÃ¤ger weitere
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II fÃ¼r den
Zeitraum von Juni 2005 bis einschlieÃ�lich November 2005 in HÃ¶he von EUR 645
pro Monat. Hinsichtlich der Zusammensetzung der Leistungen wird auf die
Bedarfsberechnung, Bl. 85 der BehÃ¶rdenakte, verwiesen.

Gegen diesen Bescheid erhob der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 30.06.2005 am
01.07.2005 Widerspruch. Er kritisierte, dem Bescheid mangele es an einer
hinreichenden BegrÃ¼ndung hinsichtlich der Abkehr von der vorgehenden
Unterstellung der FÃ¤higkeit, am Erwerbsleben teilnehmen zu kÃ¶nnen, ohne eine
Berufsausbildung absolviert zu haben. Weiter forderte er den Beklagten auf,
Auskunft darÃ¼ber zu geben, welche MaÃ�nahmen geeignet seien, ihn in das
Erwerbsleben einzugliedern. Mit Schreiben vom 20.07.2005 teilte der Beklagte mit,
er kÃ¶nne dem Widerspruch nicht abhelfen. Hierauf erwiderte der KlÃ¤ger mit
Schreiben vom 20.07.2005, in dem er Ã¤uÃ�erte, der Beklagte habe seinen Antrag
auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nicht unverzÃ¼glich an die Agentur
fÃ¼r Arbeit weitergeleitet. Er forderte den Beklagten auf, ihm unverzÃ¼glich
Auskunft zu erteilen, warum die Agentur fÃ¼r Arbeit der fÃ¼r ihn zustÃ¤ndige Reha-
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TrÃ¤ger sein solle. DarÃ¼ber hinaus verlangte er die Herstellung und
Folgenbeseitigung der seit 1996 bestehenden UntÃ¤tigkeit durch rechtswidrige
Versagung von Sozialleistungen und unterlassene Weiterleitung von AntrÃ¤gen an
den zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤ger. Auch in diesem Schreiben benutzte er
Formulierungen, die die Mitarbeiter des Beklagten als beleidigend empfanden. Mit
Schreiben vom 22.07.2005 nahm der Beklagte erneut Stellung und erklÃ¤rte, seiner
Auffassung nach seien optierende TrÃ¤ger von Leistungen nach dem SGB II keine
Reha-TrÃ¤ger. Gegen diese Rechtsauffassung wandte sich der KlÃ¤ger mit
Schreiben vom 18.08.2005, mit dem er auch die Erhebung einer UntÃ¤tigkeits- und
Verpflichtungsklage ankÃ¼ndigte.

Im Folgenden leitete der Beklagte Schreiben, die Ã�uÃ�erungen des KlÃ¤gers
gegenÃ¼ber seinen Mitarbeitern, die als beleidigend empfunden wurden,
enthielten, an die Staatsanwaltschaft am LG Marburg weiter zwecks PrÃ¼fung, ob
das Verhalten des KlÃ¤gers StraftatbestÃ¤nde erfÃ¼lle.

Der KlÃ¤ger hat am 05.09.2005 Klage erhoben.

Am 28.10.2005 stellte der KlÃ¤ger einen Fortzahlungsantrag, woraufhin der
Beklagte ihm mit Bescheid vom 21.11.2005 Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes nach dem SGB II fÃ¼r den Zeitraum von Dezember 2005 bis
einschlieÃ�lich Januar 2006 in der bisherigen HÃ¶he (EUR 645 pro Monat) bewilligte.
Gegen diesen Bescheid erhob der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 09.12.2005 am
13.12.2005 ebenfalls Widerspruch und wies weiter auf sein Begehren,
Teilhabeleistungen zu erhalten, hin.

Mit Bescheid vom 07.11.2005 wies der Beklagten den Widerspruch des KlÃ¤gers
gegen den Bescheid vom 07.06.2005 zurÃ¼ck, da dieser rechtmÃ¤Ã�ig sei.

Mit Bescheid vom 18.01.2006 wies der Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers
gegen den Bescheid vom 21.11.2005 zurÃ¼ck, da auch dieser Bescheid
rechtmÃ¤Ã�ig sei.

Mit weiterem Bescheid, ebenfalls vom 18.01.2006, wies der Beklagte darÃ¼ber
hinaus den Widerspruch des KlÃ¤gers gegen den Bescheid vom 03.03.2005
zurÃ¼ck. Er fÃ¼hrte aus, die Weiterleitung des Antrages des KlÃ¤gers auf
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben an die Agentur fÃ¼r Arbeit Marburg sei zu
Recht erfolgt.

Der KlÃ¤ger ist der Ansicht, die geltend gemachten AnsprÃ¼che stÃ¼nden ihm zu.

Der KlÃ¤ger beantragt,

1.) den Beklagten zu verpflichten, dem KlÃ¤ger die beantragte Ausbildung zum Dipl.
Betriebswirt (FH) im BfW Heidelberg vollumfÃ¤nglich zu gewÃ¤hren,

2.) den Beklagten zu verpflichten, den KlÃ¤ger unverzÃ¼glich im BfW Heidelberg
fÃ¼r die Ausbildung zum Dipl. Betriebswirt (FH) anzumelden,
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3.) den Beklagten zu verpflichten, den Zustand im Wege des Herstellungs- und
Folgenbeseitigungsanspruchs herbeizufÃ¼hren, der bei sach- und rechtmÃ¤Ã�iger
Beratung und Leistungserbringung seit 1996 eingetreten wÃ¤re,

4.) festzustellen, dass der Beklagte auch TrÃ¤ger fÃ¼r Leistungen zur Teilhabe im
Sinne des Â§ 6 Abs. 1 SGB IX ist und verpflichtet ist, umfassend Leistungen zur
Teilhabe behinderter Menschen zu erbringen,

5.) den Bescheid fÃ¼r Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende vom
07.06.2005 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 07.11.2005, zugestellt
am 10.11.2005, aufzuheben und den Beklagten zu verpflichten, antragsgemÃ¤Ã�
Leistungen zu erbringen,

6.) den Beklagten zu verpflichten, es kÃ¼nftig zu unterlassen, geschÃ¼tzte
Sozialdaten widerrechtlich an Dritte weiterzuleiten,

7.) den Beklagten zu verpflichten, dem KlÃ¤ger denjenigen Schaden, der nicht
VermÃ¶gensschaden ist, zu ersetzen,

8.) festzustellen, dass der Beklagte widerrechtlich geschÃ¼tzte Daten an die
Staatsanwaltschaft am LG Marburg und an das Gesundheitsamt des Landkreises
Marburg-Biedenkopf weitergeleitet hat,

9.) festzustellen, dass die Einholung eines Gutachtens durch das
Kreisgesundheitsamt des Beklagten rechtswidrig ist und jenes Gutachten in den
wesentlichen Punkten nicht den gesetzlichen Anforderungen entspricht.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte ist der Ansicht, dem KlÃ¤ger stÃ¼nden die geltend gemachten
AnsprÃ¼che nicht zu und die angegriffenen Bescheide seien rechtmÃ¤Ã�ig.

U.a. Ã¼ber die Frage, ob dem KlÃ¤ger gegenÃ¼ber der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit
AnsprÃ¼che auf Teilhabe am Arbeitsleben zustehen, entschied das SG Marburg
durch Urteil vom 14.08.2006. Das Verfahren ist derzeit beim Hessischen
Landessozialgericht anhÃ¤ngig.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird Bezug genommen auf den
Inhalt der Gerichtsakte, der Gerichtsakte des Verfahrens S 5 AS 19/06 und des
Verfahrens S 5 AL 92/05 ZVW (L 9 AL 185/06) â�� nebst BehÃ¶rdenvorgÃ¤ngen â��
sowie der BehÃ¶rdenvorgÃ¤nge (drei Ordner einschlieÃ�lich der Akte des
Gesundheitsamtes). SÃ¤mtliche dieser Akten waren Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Klage ist abzuweisen, denn sie ist z.T. bereits unzulÃ¤ssig, im Ã�brigen
jedenfalls unbegrÃ¼ndet.

Zur Vermeidung von Wiederholungen verweist die Kammer zur BegrÃ¼ndung der
Entscheidung zunÃ¤chst auf den Inhalt des Beschlusses des SG Marburg vom
07.09.2006 sowie des Beschlusses des Hess. LSG vom 13.08.2006.

Da der Beklagte, wie bereits im Einzelnen dargelegt, fÃ¼r die GewÃ¤hrung der vom
KlÃ¤ger gewÃ¼nschten Ausbildung nicht zustÃ¤ndig ist, kam eine Beweiserhebung
darÃ¼ber, ob das BfW Heidelberg eine geeignete Einrichtung ist, die Eignung des
KlÃ¤gers fÃ¼r die Ausbildung um Dipl. Betriebswirt festzustellen, ob zunÃ¤chst die
Absolvierung eine sechsmonatigen Praktikums erforderlich ist, bevor diese
Ausbildung begonnen werden kann und ob der KlÃ¤ger sich zur Absolvierung einer
akademischen Ausbildung eignet, nicht in Frage, da es auf diese Tatsachen, Ã¼ber
die der KlÃ¤ger eine Beweiserhebung wÃ¼nscht, fÃ¼r die Entscheidung des
Rechtsstreites nicht ankommt. Den entsprechenden schriftsÃ¤tzlich und mÃ¼ndlich
gestellten BeweisantrÃ¤gen des KlÃ¤gers konnte die Kammer daher nicht
nachkommen. Gleiches gilt fÃ¼r den Beweisantrag des KlÃ¤gers hinsichtlich seines
Vortrages, er sei ohne abgeschlossene Berufsausbildung auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt nicht zu vermitteln und es habe bereits 1996 ein â�� dem Beklagten
bekannter â�� Rehabilitationsbedarf bei ihm vorgelegen. Auch diese vom KlÃ¤ger
unter Beweis gestellten UmstÃ¤nde sind fÃ¼r die Entscheidung des Rechtsstreites
unerheblich.

Ob der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit seinen
Mitwirkungspflichten nachgekommen ist, ist fÃ¼r die Entscheidung dieses
Rechtsstreites ebenfalls ohne Bedeutung, weshalb auch dem Antrag, den
Mitarbeiter der Agentur fÃ¼r Arbeit, Herrn E., als Zeugen zu vernehmen, nicht
gefolgt werden konnte.

ErgÃ¤nzend ist weiter auszufÃ¼hren, dass die Leistungen, die dem KlÃ¤ger mit
Bescheid vom 07.06.2005 bewilligt wurden, auch nicht deswegen zu niedrig sind,
weil bei ihrer Bemessung kein Mehrbedarf fÃ¼r kostenaufwendige ErnÃ¤hrung im
Sinne von Â§ 21 Abs. 5 SGB II berÃ¼cksichtigt wurde. Ein solcher Mehrbedarf steht
dem KlÃ¤ger nÃ¤mlich nicht zu. Es ist schon nicht erkennbar, dass sich aus einem
erhÃ¶hten Triglyceride-Wert Ã¼berhaupt ein Mehrbedarf, die ErnÃ¤hrung
betreffend, ergeben kann. Hiervon abgesehen ergibt sich aus den eingereichten
Unterlagen auch nur, dass der Wert bei der Untersuchung am 12.06.2007 erhÃ¶ht
war. Gegenstand des Bescheides vom 07.06.2005 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 07.11.2005 sind aber die Leistungen fÃ¼r die Monate
Juni 2005 bis November 2005, so dass ein vÃ¶llig anderer Zeitraum betroffen ist.
Durch eine Ã¤rztliche Untersuchung, die jetzt vorgenommen wÃ¼rde, lieÃ�en sich
die Blutwerte des KlÃ¤gers im damaligen Zeitraum sowieso nicht mehr feststellen,
so dass eine solche Untersuchung auch aus diesem Grunde fÃ¼r die Entscheidung
des Rechtsstreites unnÃ¶tig wÃ¤re. Eine diesbezÃ¼gliche Beweiserhebung, wie
vom KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung beantragt, kommt daher nicht in
Betracht.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 27.04.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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